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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 3 P 5/13 B 
 
L 4 P 33/09 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 4 P 90030/08 (SG Magdeburg) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Pflegekasse bei der AOK Sachsen-Anhalt - Die Gesundheitskasse, 
Lüneburger Straße 4, 39106 Magdeburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. Mai 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  H a m b ü c h e n    sowie die Richter   S c h r i e v e r    und 

Dr.  S c h ü t z e  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozi-

algerichts Sachsen-Anhalt vom 24. Oktober 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Klägerin hat gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des LSG Sachsen-Anhalt 

vom 24.10.2012 mit einem am 28.2.2013 eingegangenen Schriftsatz ihrer Prozessbevollmäch-

tigten Beschwerde eingelegt. Mit Schriftsatz vom 6.5.2013 haben die Prozessbevollmächtigten 

das Mandat niedergelegt. Zuvor hatten sie die Klägerin hierüber informiert und darauf hingewie-

sen, dass eine Vertretung durch einen Prozessbevollmächtigten erforderlich und eine Verlänge-

rung der Frist zur Begründung der Beschwerde über den 13.5.2013 hinaus nicht möglich ist 

(§ 160a Abs 2 S 2 SGG). Eine Vertretung durch andere Prozessbevollmächtigte ist nicht erfolgt. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, da sie nicht innerhalb der bis zum 13.5.2013 verlängerten Be-

gründungsfrist begründet worden ist (§ 160a Abs 2 S 1 und 2 SGG). Die Beschwerde musste 

daher in entsprechender Anwendung von § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuzie-

hung ehrenamtlicher Richter verworfen werden (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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